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b) Dienstzeiten bei den bewaffneten Organen der 
Deutschen Demokratischen Republik

c) Zeiten der Mitgliedschaft in einer landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaft vor Einführung 
der gesetzlichen Pflichtversicherung

d) Zeiten der versicherungspflichtigen Tätigkeit wäh­
rend des Bezuges einer Rente oder Versorgung 
wegen Invalidität

e) Zeiten des Schulbesuches bzw. des Direktstudiums 
an einer Fachschule. Universität oder Hochschule, 
die eine Berufstätigkeit nicht zulassen, ab Voll­
endung des 16'. Lebensjahres

f) Zeiten des Besuches von Spezialschulen staatlicher 
Organe, Parteischulen, Gewerkschaftsschulen und 
Schulen anderer demokratischer Organisationen in 
der Deutschen Demokratischen Republik, die eine 
Berufstätigkeit nicht zulassen

g) Zeiten der Fernhaltung (Maßregelung) für Perso­
nen, die aus politischen oder rassischen Gründen 
während des Naziregimes aus einer versicherungs­
pflichtigen Tätigkeit ausscheiden mußten oder 
ferngehalten wurden

h) Zeiten, in denen aktive Funktionäre der Arbeiter­
bewegung während der Weimarer Republik vom 
August 1919 bis 29. Januar 1933 wegen ihrer 
politischen Tätigkeit jahrelang arbeitslos waren

i) Zeiten des Bezuges von Kranken-, Haus- und 
und Taschengeld, Schwangerschafts- und Wochen­
geld sowie Unterstützung für alleinstehende Werk­
tätige bei der Pflege erkrankter Kinder

k) Zeiten des Militärdienstes und der sich an­
schließenden Kriegsgefangenschaft sowie der 
Zivilinternierung als Kriegsfolge im Ausland, 
wenn innerhalb von 2 Jahren vor- oder nachher 
eine versicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt 
wurde

l) Vorbereitungs- und Dienstzeiten ehemaliger Be­
amter

m) Zeiten der Beschäftigung außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik, für die nach den in 
dem betreffenden Lande geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen Versicherungspflicht zur Renten­
versicherung bestand oder für die nach den in 
der Deutschen Demokratischen Republik maß­
gebenden Bestimmungen zu diesem Zeitpunkt als 
Arbeitsrechtsverhältnis Versicherungspflicht be­
standen hätte.

(3) Bei der dienstlichen Entsendung von Ehepaaren in 
das Ausland wird die Zeit des Auslandsaufenthaltes 
des Ehegatten des Delegierten, der im Ausland keine 
berufliche Tätigkeit ausübt, einer versicherungspflichti­
gen Tätigkeit gleichgestellt, wenn unmittelbar vor­
her eine versicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt 
wurde.

(4) Erfolgte auf Grund gesetzlicher Bestimmungen 
wegen Überschreitens der jeweils geltenden Verdienst­
grenze oder auf eigenen Antrag des Versicherungs­
pflichtigen eine Befreiung von der Versicherungspflicht 
zur Rentenversicherung, gilt diese Zeit nicht als ver­
sicherungspflichtige Tätigkeit.

(5) Zeiten, für die eine Beitragserstattung erfolgte, 
gelten nicht als Zeiten einer versicherungspflichtigen 
Tätigkeit.

Altersrente

§5
(1) Anspruch auf Altersrente haben Frauen ab Voll­

endung des 60. Lebensjahres und Männer ab Voll­
endung des 65. Lebensjahres, wenn sie mindestens 
15 Jahre eine versicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt 
haben.

(2) Für Frauen, die mehr als 2 Kinder geboren haben, 
verringert sich die für den Anspruch auf Altersrente 
geforderte versicherungspflichtige Tätigkeit von minde­
stens 15 Jahren für das 3. und jedes weitere Kind um 
1 Jahr. Die Mindestzeit einer versicherungspflichtigen 
Tätigkeit beträgt jedoch 5 Jahre.

(3) Zeiten einer freiwilligen Rentenversicherung bei 
der Sozialversicherung werden für die Feststellung 
des Anspruchs auf Altersrente den Zeiten einer ver­
sicherungspflichtigen Tätigkeit gleichgestellt.

(4) Für Frauen und Männer, die spätestens zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung erstmalig 
versicherungspflichtig wurden und zu diesem Zeitpunkt 
das 50. Lebensjahr bereits vollendet hatten, verringert 
sich die für den Anspruch auf Altersrente geforderte 
Mindestzeit einer versicherungspflichtigen Tätigkeit 
von 15 Jahren um die Anzahl der Jahre und Monate, 
die sie zum Zeitpunkt der erstmaligen Pflichtver­
sicherung älter als 50 Jahre waren. Eine fünfjährige 
versicherungspflichtige Tätigkeit muß jedoch minde­
stens vorliegen. Die gleichzeitige Anwendung der Be­
stimmungen des Abs. 2 ist nicht möglich.

§ 6

(1) Grundlage für die Berechnung der Altersrente 
sind

a) der in den letzten 20 Kalenderjahren vor Beendi­
gung der letzten versicherungspflichtigen Tätigkeit, 
frühestens ab 1. Januar 1946, erzielte beitrags­
pflichtige monatliche Durchschnittsverdienst. Be­
trägt dieser Durchschnittsverdienst weniger als 
150 M monatlich, werden der Berechnung 150 M 
zugrunde gelegt

b) die Anzahl der Jahre der versicherungspflichtigen 
Tätigkeit

c) die Zurechnungszeiten
d) die gezahlten Beiträge zur freiwilligen Rentenver­

sicherung der Sozialversicherung.
(2) Die monatliche Altersrente wird errechnet aus
a) einem Festbetrag von 110 M
b) einem Steigerungsbetrag in Höhe von

1 % des Durchschnittsverdienstes gemäß Abs. 1 
Buchst, а für jedes Jahr der versicherungs­
pflichtigen Tätigkeit ab 1. Januar 1946 und 

0,7 % dieses Durchschnittsverdienstes für jedes 
Jahr der versicherungspflichtigen Tätigkeit 
bis 31. Dezember 1945 sowie für jedes Jahr 
der Zurechnungszeit.

(3) Wurden Beiträge zur freiwilligen Rentenversiche­
rung der Sozialversicherung gezahlt, erhöht sich die 
Rente um einen weiteren Steigerungsbetrag in Höhe 
von 0,85 % der insgesamt zur freiwilligen Rentenver­
sicherung der Sozialversicherung gezahlten Beiträge.

(4) Angdhörige der bewaffneten Organe der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Zollverwal­
tung, die ohne Anspruch auf Alters- oder Invaliden-


